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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über eine Kredithilfe für das Land Berlin 

- Drucksache 2143 - 

mit den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Kredithilfe für das Land Berlin 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Der Bund gewährt dem Land Berlin bis zum 
Eingang des Erlöses einer vom Land Berlin 
zur Finanzierung des sozialen Wohnungsbaues 
des Rechnungsjahres 1955 aufzunehmenden 
Anleihe, längstens bis zum 31. Dezember 
1956, ein Darlehen in Höhe von einhundert- 
zwanzig Millionen Deutsche Mark. Das Dar- 
lehen ist mit dem Zinssatz zu verzinsen, den 
der Bund für Kassenkredite bei der Bank 
deutscher Länder zu zahlen hat. 

§2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, für die nach § 1 vom Land Berlin 
aufzunehmende Anleihe in Höhe von ein- 
hundertzwanzig Millionen Deutsche Mark 
eine Bürgschaft oder sonstige Gewährleistung 
zu übernehmen. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 4 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Kredithilfe für das Land Berlin 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


S 1 

Der Bund gewährt dem Land Berlin bis zum 
Eingang des Erlöses einer vom Land Berlin 
zur Finanzierung des sozialen Wohnungsbaues 
des Rechnungsjahres 1955 aufzunehmenden 
Anleihe, längstens bis zum 31. Dezember 
1957, ein Darlehen in Höhe von einhundert- 
zwanzig Millionen Deutsche Mark. 


§ 2 

u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 3 


unverändert 


§ 4 

u n V e r ä n 


d e r t 
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